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Drucksache V/ 970 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 1 1 1 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

63. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Dienstag, dem 11. Oktober 1966 

64. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 12. Oktober 1966 

65. Sitzung des Deutschen Bundestages 

am Donnerstag, dem 13. Oktober 1966 

66. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, dem 14. Oktober 1966 


I. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 


L 1. Abgeordneter 
Baier 


Was geschieht seitens des Bundeswohnungs- 
bauministeriums, um den Bau von Altenwoh- 
nungen ideell und materiell zu fördern? 


L 2. Abgeordneter Wie weit sind die Vorbereitungen für eine 
Jacobi (Köln) Rechtsverordnung der Bundesregierung gemäß 
§ 14 Abs. 2 des Dritten Bundesmietengesetzes 
gediehen, auf Grund deren bei Mieterhöhun- 
gen nach der Preisfreigabe wie bisher Bestim- 
mungen über eine angemessene Miete getrof- 
fen werden sollen? 


11. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
gesamtdeutsche Fragen 


IL 1. Abgeordneter Wann wurde die Bundesregierung von dem 
Müller (Berlin) Brief des „Stellvertretenden Zonen-Minister- 
präsidenten" Alexander Abusch an den Regie- 
renden Bürgermeister von Berlin unterrichtet, 
in dem die Einladung zu neuen Passierschein- 
gesprächen angekündigt worden sein soll? 


IL 2. Abgeordneter 

Müller (Berlin) 


Zu welchem Zeitpunkt wurde die Bundesregie- 
rung über die Wiederaufnahme der Gespräche 
zwischen Korber und Kohl unterrichtet? 


II. 3. Abgeordneter Welche Vorkehrungen sind getroffen worden, 
Müller (Berlin) um künftig in jedem Stadium der Passier- 
scheingespräche gegenseitige unzureichende 
Informationen zwischen Berlin und Bonn zu 
vermeiden? 
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III. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Abgeordneter 

Ertl 


Abgeordneter 

Ertl 


Abgeordneter 

Ertl 


Abgeordneter 

Dr. Rutschke 


Ist die, Bundesregierung bereit, Verhandlun- 
gen aufzunehmen, um das Deutsche Kultur- 
institut in Kyoto, das von der ehemaligen 
amerikanischen Besatzungsmacht in Japan der 
Universität Kyoto übergeben worden ist, wie- 
der in deutschen Besitz zurückzuführen, da in 
Kyoto das jetzige deutsche Kulturinstitut die 
große Anforderung deutschen Sprachunter- 
richts durch japanische Studenten gegenwär- 
tig nur in geringem Umfang erfüllen kann? 

Ist die Bunderegierung bereit, Bestrebungen 
der deutsch-japanischen Gesellschaft in Osaka/ 
Kobe zur Errichtung eines deutschen Kultur- 
zentrums zu unterstützen, da rund 3000 Be- 
werber für den deutschen Sprachunterricht in 
den jetzigen Einrichtungen nicht unterge- 
bracht werden können? 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach der 
Bundesregierung seitens der italienischen Re- 
gierung Beweismaterial über die angebliche 
Unterstützung der Anschläge in Südtirol aus 
der Bundesrepublik zugeleitet worden ist? 

Hat die Bundesregierung die Möglichkeit ge- 
habt und genutzt, insbesondere die letzte 
sogenannte Dokumentation der Republikani- 
schen Partei Italiens über die Anschläge in 
Südtirol auf ihren Wahrheitsgehalt zu prü- 
fen? 

Welche Schritte wegen der in Frage III/3 
erwähnten Unterstützung hat die Bundesre- 
gierung bereits unternommen oder gedenkt 
die Bundesregierung noch zu unternehmen, 
um schon im Interesse ihres eigenen Ansehens 
den ständigen beleidigenden Angriffen gegen 
Personen und demokratische Vereinigungen 
wirksam entgegenzutreten? 

Auf^ wessen Versprechen oder Veranlassung 
hin hat die Bundesregierung einen Betrag von 
10 Millionen DM zum Neubau der „Metro- 
politan Opera" in New York gezahlt? 


IV. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


Abgeordneter 

Dr. Vogel 
(Speyer) 


Wie hoch waren die Kosten für die Wahl zum 
5. Deutschen Bundestag gemäß § 51 des Bun- 
deswahlgesetzes? 


Abgeordneter 

Dr, Vogel 
(Speyer) 


Hat die ständige Wahlkreiskommission 
— nach § 3 des Bundeswahlgesetzes — der 
Bundesregierung Bericht erstattet? 


Fiagesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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IV. 3. Abgeordneter Wann ist mit der Weiterleitung des in Fra- 
Dr. Vogel ge IV/2 erwähnten Berichtes an den Deüt- 

(Speyer) sehen Bundestag zu rechnen? 

IV. 4. Abgeordneter Gibt es innerhalb der Bundesregierung Über- 
Kubitza legungen zu einer allgemeinen Förderung des 

Femsdiulwesens, beispielsweise durch Ein- 
führung eines speziellen Posttarifs nach den 
international üblichen Bestimmungen für Kor- 
rektursendungen? 

IV. 5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß für den 
Dr. Hudak Nachweis zur Erlangung der deutschen Staats- 

bürgerschaft für die aus Südosteuropa im Zuge 
der Familienzusammenführung kommenden 
Deutschen bis zu 17 Belege verlangt werden, 
die in den meisten Fällen von den Betroffe- 
nen nicht aufzubringen sind und dadurch ihre 
Einbürgerung erschwert wird? 

IV. 6. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, das Staats- 
Dr. Hudak angehörigkeitsproblem des in Frage IV/5 

genannten Personenkreises durch eine Novel- 
lierung des Staatsangehörigkeitsregelungsge- 
setzes zu lösen, damit bei der Einbürgerung 
dieses Personenkreises der unterschiedlichen 
Behandlung in den einzelnen Bundesländern 
ein Ende bereitet wird? 

IV. 7. Abgeordneter Strebt die Bundesregierung die Öffnung wei- 
Dr. Müller terer Grenzübergänge zur CSSR an? 

(München) 


V. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

V. 1. Abgeordnete Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Frau Dr. Deutschen Juristentages,^ daß eine gesetzliche 

Diemer-Nicolaus Neuregelung der Vorschriften über die Be- 
richtigung und Änderung von Steuerbeschei- 
den dringend erforderlich ist, weil diese sy- 
stemlos und unübersichtlich sind, und daß sie 
sich der Systematik des allgemeinen Verwal- 
tungsrechts anpassen und Waffengleichheit 
zwischen Steuerpflichtigen und Finanzbehör- 
den mit dem beiderseitigen Recht auf Irrtum 
sowie der Möglichkeit zum Nachschieben von 
Tatsachen und veränderten rechtlichen Ge- 
sichtspunkten schaffen soll? 

y. 2. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 
Dr. Schmidt in der Übersicht über die sichtbaren Finanz- 

(Gellersen) hilfen des Bundes, Drucksache V/931, S. 4, 

die Zuwendungen zur Altershilfe für Land- 
wirte und für die landwirtschaftliche Unfall- 
versicherung — mithin soziale Leistimgen — 
nicht wie die anderen Sozialleistungen im Teil 

VI. „Nachrichtlich", sondern in den Teil I. c) 
„ Sonstige Förderungsmaßnahmen, insbeson- 
dere für Struktürverbesserungen" eingeord- 
net? 
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V. 3. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 

Börner Bundesverkehrsministers, daß eine Erhöhung 

der Kraftfahrzeug- und Mineralölsteuer unum- 
gänglich ist? 

V. 4. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
Börner daß durch die Kürzung des Straßenbauhaus- 

halts 1967 neue Baumaßnahmen des Bundes 
im nächsten Jahr . nicht begonnen werden 
können und ein Großteil der begonnenen 
Maßnahmen zurück gestellt werden muß? 

V. 5. Abgeordneter Kann die Kürzung des Straßenbauhaushalts 

Börner 1967 schwerwiegende konjunkturelle Auswir- 

kungen in der Bauwirtschaft haben? 

V, 6. Abgeordneter Ist die Meldung der Frankfurter Rundschau 

Matthöf er vom 1. Oktober 1966 zutreffend, in der es 

unter der Überschrift „Kürzung der Km-Pau- 
schale soll Verkehr entlasten" wie folgt heißt: 

„Das Bundesfinanzministerium meint in die- 
sem Zusammenhang, die vor geschlagene Re- 
gelung bedeute, daß Steuerermäßigungen auf 
Grund der Benutzung eines eigenen Kraft- 
fahrzeugs zwischen Wohnung und Arbeitsstät- 
te nur dann wirksam werden, wenn die Ent- 
fernung mindestens 24 Kilometer beträgt. Dies 
gilt natürlich nur dann, wenn der Arbeitneh- 
mer keine anderen, erheblichen Werbungs- 
kosten hat wie etwa Gewerkschaftsbeiträge."? 

V. 7. Abgeordneter Falls die in Frage V/6 erwähnte Meldung 

Matthöf er richtig ist: Welchen Zusammenhang sieht die 

Bundesregierung zwischen der Zahlung von 
Gewerkschaftsbeiträgen und der geplanten 
Verminderung der Kilometerpauschale? 


VL Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


VI. 1. Abgeordneter Entspricht die Behauptung im Oktoberheft 

Jacobi (Köln) der Zeitschrift „Deutsches Panorama" den Tat- 
sachen, daß während der letzten drei Jahre 
Ferienwohnungskäufern in der Bundesrepu- 
blik Verluste von mindestens 5 Millionen DM 
entstanden und darüber hinaus Investment- 
zeichnungen in Höhe von 30 Millionen DM 
gefährdet sind? 

VI. 2. Abgeordneter Reichen die bestehenden gesetzlichen Be- 

Jacobi (Köln) Stimmungen der Aufsichtsrechte aus, um un- 
soliden Geschäftspraktiken von Ferienhaus- 
Investment-Fondgesellschaften oder ähnlichen 
Einrichtungen wirksam entgegenzutreten? 
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VL 3. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, daß im Widerspruch 
Dorn zu den Grundsätzen, nach welchen Bauvor- 

haben der NATO auszuschreiben und zu ver- 
geben sind, an dem Projekt Casteau (Neubau 
des Hauptquartiers SHAPE) ausschließlich 
belgische Bauunternehmungen beteiligt wer- 
den sollen? 

VI. 4. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung unternommen, 
Dorn um die deutsche Bauwirtschaft entsprechend 

den erheblichen finanziellen Leistungen der 
Bundesrepublik für das in Frage VI/3 er- 
wähnte Projekt zur Ausschreibung und Ver- 
gabe hinzuzuziehen? 


VII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

VII. 1. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundesverband der pri- 
Strohmayr vaten Waldbesitzer die Forderung erhoben 

hat, für die Benützung ihrer Waldungen durch 
Spaziergänger, Wanderer usw. finanziell ent- 
schädigt zu werden? 

VII. 2. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Waldbesucher zu finan- 
Strohmayr ziel len Leistungen herangezogen werden sol- 

len, falls nicht die öffentliche Hand sich zu 
Zuschüssen bereit findet? 

VII. 3. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in 
Strohmayr Frage VII/1 erwähnten Bestrebungen, vor 

allem im Hinblick auf das anstehende Bun- 
deswaldgesetz? 


VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

VIII. 1. Abgeordneter In welcher Weise fördert die Bundesregierung 
Kubitza die Bildungsbemühungen von Fernsdiülern, 

die staatliche Prüfungen im berufsbezogenen 
Schulwesen anstreben? 

VIII. 2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele 
Weigl Angestellte einen Befreiungsantrag nach Ar- 

tikel 2 § 1 Abs. 2 des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes vom 23. Februar 
1957 in der Fassung des Rentenversicherungs- 
Änderungsgesetzes vom 9. Juni 1965 erst nach 
Ablauf der Ausschlußfrist gestellt haben? 

VIII. 3. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung eine nochmalige 
Weigl Verlängerung der Antragsfrist auf Befreiung 

von der Versicherungspflichtgrenze für den in 
Frage VIII/2 genannten Personenkreis? 
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V'III. 4. Abgeordneter 
Prodiazka 


Wann kann mit der Ratifizierung des Dritten 
deutsch-österreidiischen Sozialversicherungs- 
abkommens gerechnet werden? 


IX. Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


IX. 1, Abgeordneter Hat die Bundesmarine für nicht einkalkulierte 
Richter Mängel und Fehler an Schiffen, Booten und 

sonstigem Marinegerät im Haushaltsjahr 1965 
über den Ansatz von 103 Millionen DM hinaus 
weitere Millionen DM aufwenden müssen? 


IX. 2. Abgeordneter 
Richter 


Wurden derartige in Frage IX/1 erwähnte 
Mehrausgaben aus dem Kapitel „Betriebsstoff 
für die Streitkräfte" bestritten? 


IX. 3. Abgeordneter Was tut die Bundeswehr zur Förderung des 
Dr. Müller Leistungssports in der Bundesrepublik? 

(München) 


IX. 4. Abgeordneter 
Dr. Müller 
(München) 


Ist in der Bundeswehr beabsichtigt, ähnlich 
wie in anderen Ländern, ein Leistungszentrum 
als Zusammenfassung der bei der Bundes- 
wehr dienenden Hochleistungssportler zu 
schaffen? 


X. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


X. 1. Abgeordneter 
Schwabe 


X. 2. Abgeordneter 
Schwabe 


X. 3. Abgeordneter 

Folger 


X. 4. Abgeordneter 
Folger 


X. 5. Abgeordneter 
Schonhofen 


Wird die Deutsche Bundesbahn aus dem Trieb- 
wagenunglück im September 1966 bei Bens- 
heim an der Bergstraße technische Konse- 
quenzen ziehen? 

Besteht die Möglichkeit, durch die Anbringung 
einfadier Schienenräumer Fremdkörper, wie 
z. B. Schottersteine, von den Schienen zu ent- 
fernen? 

Hält die Bundesregierung die Einführung von 
Schaffnerwagen an Stelle der bisher üblichen 
Bahnsteigsperren im Nahverkehr der Deut- 
schen Bundesbahn für zweckmäßig? 

Wie sollen Reisende, die wegen großen An- 
drangs oder aus Zeitmangel nicht mehr im 
Schaffnerwagen einsteigen können und denen 
der Gang durch den fahrenden Zug nicht zu- 
gemutet werden kann, ihre gültige Fahrkarte 
entwerten lassen? 

Ist mit der Projektbearbeitung für die Auto- 
bahnquerverbindung Nordhessen — Bremen 
(Lahn — Weser — Autobahn), deren Bau für 
einen noch nicht näher bezeichneten Termin 
in öffentlichen Verlautbarungen des Bundes- 
verkehrsministers angekündigt wurde, bereits 
begonnen worden? 
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X. 6. Abgeordneter 
Schonhofen 


X. 7. Abgeordneter 
Schonhofen 


X. 8. Abgeordneter 
Unertl 


X. 9. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 


X. 10. Abgeordneter 

Jung 


X. 11. Abgeordneter 

Jung 


X. 12. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 


X. 13. Abgeordneter 
Dr. Hofmann 
(Mainz) 


Ist die Bundesregierung imstande, den Zeit- 
punkt des Beginns der Bauarbeiten zur Erstel- 
lung des Teilstückes Lahde — Neesen der 
B 482 anzugeben? 

In welchem Zeitraum ist mit dem Bau einer 
Brücke über die Weser, die im Zuge der neu 
zu trassierenden B 65 am südlichen Stadtrand 
der Stadt Minden vorgesehen ist, zu rechnen? 

Trifft es zu, daß die Trassenführung der Auto- 
bahn Regensburg — Passau nicht wie bisher 
beabsichtigt in den Raum Passau — Schalding 
geführt wird, sondern bereits bei Vilshofen 
über die Donau nach Österreich geplant ist? 

Ist das Bundesverkehrsministerium der Auf- 
fassung, daß der von der Deutschen Bundes- 
bahn am 15, März 1966 im Stückgutverkehr 
eingeführte K-Zuschlag eine Maßnahme dar- 
stellt, die auch in den Fördergebieten (Zonen- 
rand- und Ausbaugebiete) sinnvoll ist? 

Hält es die Bundes regierimg nicht für erfor- 
derlich, zwischen Bonn und Weißenthurm 
— sei es bei Remagen oder bei Bad Kripp — 
eine weitere Rheinbrücke zu bauen, auch um 
die stark befahrene B 9 durch Anschluß an 
die rechtsrheinische B 42 zu entlasten? 

Wann ist gegebenenfalls mit dem in Fra- 
ge X/10 erwähnten Bau einer solchen Brücke 
zu rechnen? 

Entsprechen die in der Öffentlichkeit (Presse 
und Rundfunk) lautgewordenen Befürchtun- 
gen, daß die Bundesbahndirektion in Mainz 
in absehbarer Zeit aufgelöst werden soll, den 
Tatsachen? 

Hält es die Bundesregierung aus wirtschaftli- 
chen, regionalen und strukturellen Gründen 
nicht für untragbar, daß nach der Auflösung 
der Bundesbahndirektion in Trier das Lmd 
Rheinland-Pfalz die letzte Bundesbahndirek- 
tion verlieren würde? 


XI. Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


XL 1. Abgeordneter 
Wurbs 


Wie setzt sich der Betrag von 1,35 DM zu- 
sammen, den die Bundespost als Anteil an der 
Fernsehgebühr einbehält? 


XL 2. Abgeordneter 
Wurbs 


Gibt es keine Möglichkeit, durch Rationalisie- 
rung im Hebedienst und in technischen Fragen 
den in Frage XI/ 1 genannten Betrag zu sen- 
ken? 
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XL 3. Abgeordneter Wann ist mit der seit langem angekündigten 
Wurbs Trennung von Tonfunk- und Fernsehgebühr 

zu rechnen? 


XII. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 


XII. .1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ein Modell- 
Kohlberger Vorhaben zur Erfassung und Betreuung spa- 

stisch gelähmter Kinder im Raum Augsburg 
zu fördern, um jetzt noch bestehende Betreu- 
ungsunterschiede zwischen Kindern aus der 
Stadt und vom Lande zu beseitigen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob das 
Schaumbademittel „bade das" — das wegen 
eines erheblichen Anteils an Fettalkoholsul- 
faten bei häufigem Gebrauch zu einer starken 
Entfettung der Haut und damit zur gesund- 
heitlichen Gefährdung insbesondere von Kin- 
dern, älteren sowie allergieanfälligen Perso- 
nen führen kann — häufiger schädliche Wir- 
kungen gehabt hat? 

Ist die Bundesregierung — falls sie Fra- 
ge XII/2 nicht beantworten kann — bereit, 
entsprechende Gutachten aus deutschen Haut- 
kliniken anzufordern? 

XII. 4. Abgeordneter Wird die Bundesregierung — sofern schädliche 
Zebisch Wirkungen von „bade das" und verwandten 

Schaumbademitteln in größerer Zahl bekannt 
sind — dafür sorgen, daß die Hersteller ge- 
zwungen werden, mit einem Hinweis auf den 
Behältern und Verpackungen den Verbraucher 
auf diesen Tatbestand aufmerksam zu machen 
und ihm entsprechende Vorbeugungsmaß- 
nahmen zu empfehlen? 

XII. 5. Abgeordneter Teilt die Bundesregierxing die Meinung, die 

Dr. Rutschke auf dem Internationalen Kongreß für die 

Reinhaltung der Luft in London geäußert wur- 
de, daß ohne Bekämpfung der Luftverschmut- 
zung in großem Stil etwa im Jahre 2000 eine 
unerträgliche Situation in Europa eingetreten 
sein wird? 


XII. 6. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung mit den Ländern 
Dr. Rutsdike darüber einig, nach welchem System in der 

Biuidesrepublik die bedrohliche Zunahme der 
Luftverschmutzung eingedämmt imd der ge- 
genwärtige Grad weiter zurücfcgedrängt wer- 
den soll? 


XII. 3. Abgeordneter 

Zebisch 


XII. 2. Abgeordneter 
Zebisch 
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KlI. 7. Abgeordneter Welche konkreten Maßnahmen hat die Bun- 
Dr. Meinecke desregierung ergriffen, um den in einer An- 
sprache der Buhdesgesundheitsministerin zur 
Eröffnung der Vollversammlung des Bundes- 
gesundheitsrates im Juni 1965 angekündigten 
„eigentlichen Mangel im Verhältnis Bundes- 
regierung — Bundesgesundheitsrat" zu behe- 
ben und die Beratungsfunktion des Bundes- 
gesundheitsrates gegenüber der Bundesregie- 
rung zu verbessern und zu intensivieren? 

XII. 8. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Befürchtungen 
Dr. Meinecke des Deutschen Apothekertages für berechtigt, 
daß Arzneimittel, die nach ihrer theoretischen 
Definition auch unter das Lebensmittelgesetz 
fallen könnten — wie z. B. Ovulationshem- 
mer, Appetitzügler und Raucherentwöhnungs- 
mittel — eines Tages „freiverkäuflich" wer- 
den könnten? 


Bonn, den 7. Oktober 1966 
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